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dige Staatsanwalt auch über die Notwendigkeit der Fortdauer 
der Untersuchungshaft zu entscheiden.

(3) Die Prüfungspflicht obliegt auch den Untersuchungsor­
ganen. Sie haben den Staatsairwalt sofort zu unterrichten, 
wenn die Voraussetzungen für die Untersuchungshaft wegge­
fallen sind. '

§132
Aufhebung des Haftbefehls

(1) Der Haftbefehl ist aufzuheben, wenn die Voraussetzun­
gen der Untersuchungshaft nicht mehr vorliegen. Er ist insbe­
sondere aufzuheben, wenn der Angeklagte freigesprochen 
oder wenn das Verfahren -nicht nur vorläufig eingestellt wird. 
Der Verhaftete ist sofort zu entlassen.

(2) Von der Aufhebung eines auf den Haftgrund des § 122 
Absatz 1 Ziffer 2 gestützten Haftbefehls kann, auch wenn der 
Angeklagte zu einer Freiheitsstrafe von weniger als zwei Jah­
ren verurteilt wurde, abgesehen werden, soweit dies unter 
Berücksichtigung des § 123 gerechtfertigt ist.

(3) Nach Aufhebung des Haftbefehls kann der Staatsanwalt 
den Angeklagten erneut vorläufig festnehmen (§ 125 Absatz 2), 
wenn er binnen 24 Stunden gegen den den Haftbefehl auf­
hebenden Beschluß Beschwerde oder gegen das Urteil, das zur 
Aufhebung des Haftbefehls führte, Protest einlegt und zugleich 
beim Rechtsmittelgericht den Erlaß eines neuen Haftbefehls 
beantragt. In diesem Fall hat das Gericht erster Instanz sofort- 
die Akten dem Rechtsmittelgericht vorzulegen.

§133
Aufhebung des Haftbefehls vor Anklageerhebung

Ist die Anklage noch nicht erhoben, ist der Haftbefehl auf­
zuheben, wenn der Staatsanwalt es beantragt. Er kann die 
Entlassung des Beschuldigten schon vor der Entscheidung des 
Gerichts anordnen.

§134
Zuständiges Gericht

Entscheidungen, die sich auf die Untersuchungshaft bezie­
hen, werden vom Kreisgericht oder vom Prozeßgericht er­
lassen.

§135
Besondere Aufsicht Erziehungsberechtigter

(1) Eltern oder sonstige Erziehungsberechtigte können die 
Verpflichtung dafür übernehmen, daß sich ein jugendlicher 
Beschuldigter oder Angeklagter dem Strafverfahren nicht ent­
zieht und den Ladungen Folge leistet.

(2) Die Verpflichtung zur besonderen Aufsicht von Eltern 
oder sonstigen Erziehungsberechtigten ist zulässig, wenn ein 
Vergehen den Gegenstand des Verfahrens bildet, dringender 
Tatverdacht und Fluchtverdacht bestehen und durch den Ein­
fluß der Eltern oder sonstiger Erziehungsberechtigter auf den 
jugendlichen Beschuldigten oder Angeklagten eine Flucht ver­
hindert werden kann.

(3) Die Eltern oder sonstige Erziehungsberechtigte sind über 
den bestehenden dringenden Tatverdacht zu unterrichten und 
mit ihnen sind Maßnahmen zur Verwirklichung der Ver­
pflichtung zu beraten.

(4) Die Entgegennahme und Bestätigung der Verpflichtung 
nach Absatz 1 obliegt bis zur Erhebung der Anklage dem 
Staatsanwalt und danach dem Gericht. Die Bestätigung ist 
dem Beschuldigten oder dem Angeklagten bekanntzügeben. 
Ein bereits erlassener Haftbefehl ist aufzuheben.

§136
Sicherheitsleistung

(1) Gegenüber Beschuldigten oder Angeklagten, die nicht 
Bürger der Deutschen Demokratischen Republik sind und in 
ihr keinen ständigen Wohnsitz haben, kann von der Anord­

nung oder Vollziehung der Untersuchungshaft abgesehen wer­
den, wenn durch Hinterlegung von Vermögenswerten bei 
Gericht zu erwarten ist, daß sich der Beschuldigte oder der 
Angeklagte dem Verfahren nicht entziehen und den Ladun­
gen Folge leisten wird.

(2) Art und Umfang der Sicherheitsleistung werden vom 
Staatsanwalt und nach Erhebung der Anklage vom Gericht 
festgelegt. Bei der Hinterlegung ist die sicherheitsleistende 
Person über die Beschuldigung in Kenntnis zu setzen. Die 
Entscheidung ist dem Beschuldigten oder dem Angeklagten 
bekanntzugeben.

(3) Entzieht sich der Beschuldigte oder der Angeklagte dem 
Strafverfahren, gehen die hinterlegten Werte durch Beschluß 
des Gerichts in das Eigentum des Staates über.

§137

Zuständigkeit und Beschwerde
(1) Entscheidungen über die besondere Aufsicht Erziehungs­

berechtigter und die Sicherheitsleistung Werden im Ermitt­
lungsverfahren durch den Staatsanwalt und nach Einreichung 
der Anklageschrift durch das Gericht getroffen.

(2) Der Beschuldigte oder der Angeklagte kann gegen die 
gemäß §§ 135 und 136 angeordneten Maßnahmen bei Gericht 
Beschwerde einlegen. Er ist darüber zu belehren. Die Be­
lehrung ist aktenkundig zu machen. Wurden die Maßnahmen 
durch den Staatsanwalt angeordnet, ist die Beschwerde beim 
übergeordneten Staatsanwalt einzulegen.

§138
Fahndung

(1) Liegt ein Haftbefehl oder liegen die Voraussetzungen 
eines Haftbefehls vor und ist der Beschuldigte oder der Ange­
klagte flüchtig, kann er durch den Staatsanwalt zur Fahndung 
ausgeschrieben werden. Das gleiche Recht hat das Unter­
suchungsorgan, soweit Gefahr im Verzüge vorliegt.

(2) Der Staatsanwalt und das Untersuchungsorgan sind be­
rechtigt, Beschuldigte oder Angeklagte, bei denen die Voraus­
setzungen eines Haftbefehls nicht gegeben sind, sowie Zeugen 
und Verdächtige zur Aufenthaltsermittlung auszuschreiben.

§139
Steckbrief

(1) Auf Grund eines Haftbefehls kann der Staatsanwalt 
einen Steckbrief erlassen, wenn der Beschuldigte oder der 
Angeklagte flüchtig ist oder sich verborgen hält.

(2) Ohne Haftbefehl ist eine steckbriefliche Verfolgung nur
zulässig, wenn ein Festgenommener entweicht. In diesen 
Fällen können auch die Untersuchungsorgane einen Steckbrief 
erlassen. .

(3) In dem Steckbrief ist der Verfolgte zu bezeichnen und 
zu beschreiben. Die Straftat, deren er verdächtig ist, sowie Ort 
und Zeit ihrer Begehung sind anzugeben.

(4) Die §§ 126, 134 gelten entsprechend.

S e c h s t e r  A b s c h n i t t  
Abschluß des Ermittlungsverfahrens

§ 140 V.
Abschließende Entscheidungen 

der Untersuchungsorgane
Die von einem Untersuchungsorgan geführten Ermittlungen 

können abschließen mit
1. der Einstellung des Ermittlungsverfahrens;
2. der Übergabe der Sache an ein gesellschaftliches Organ 

der Rechtspflege;
3. der vorläufigen Einstellung des Ermittlungsverfahrens;
4. der Übergabe des Verfahrens an den Staatsanwalt.


